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Beratungs  Sitzung Beschluss

folge

Tag O N ange- abge- geén- pas-

nom- lehnt dert  siert
men

Finanz- und Personalausschuss 7. Mai 2009 X

Verwaltungsausschuss 12. Mai 2009 X

Beteiligte Fachbereiche Beteiligung Anhérungsrecht des  Vorlage erfolgt aufgrund

/ Referate / Abteilungen des Referates 0140 Stadtbezirksrats ~ Vorschlag/Anreg.d.StBzR

Ref. 0300 Ja [ X]|Nein Ja [ X]|Nein Ja [X]|Nein

Uberschrift, Beschlussvorschlag

Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH -
Abtretung von Geschaftsanteilen

»1. Der Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Flughafen Braunschweig-
Wolfsburg GmbH wird angewiesen, der Abtretung des Geschaftsanteils des Landes
Niedersachsen an der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH an die Volkswagen AG
zuzustimmen.

2. Die Verwaltung wird ermachtigt, die als Anlage beigefugte Vereinbarung (,Call-Option®) zum
Erwerb von Gesellschaftsanteilen an der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH in
Hohe von 7,362 % (entspricht Stammkapitalanteil von 44.800,00 €) mit der Volkswagen-AG
abzuschlie3en.*




Begriindung:

1. An der mit einem Stammkapital von 608.400,00 € ausgestatteten Flughafen Braunschweig-
Wolfsburg GmbH sind derzeit folgende Gesellschafter beteiligt:

Gesellschafter Anteile in € Anteile in %

Stadt Braunschweig 259.400,00 42,638
Land Niedersachsen 108.200,00 17,784
Volkswagen AG 108.200,00 17,784
Stadt Wolfsburg 108.200,00 17,784
Landkreis Gifhorn 12.200,00 2,005
Landkreis Helmstedt 12.200,00 2,005

608.400,00 100,000

Die niedersachsische Landesregierung hat in einem Kabinettsbeschluss am 31. Marz 2009 die
Entscheidung getroffen, die Anteile des Landes an die Volkswagen AG zu verdufiern. Die
erforderliche Zustimmung des Landtages gilt als sicher und ist im Rahmen des Sitzungsturnus
ab 12. Mai 2009 vorgesehen. Durch die VeraulRerung kann das Land Niedersachsen zuklnftig
die auch weiterhin erforderlichen und durch die Gesellschafter zu leistenden
Betriebsmittelzuschisse einsparen. Die immense forschungsinfrastrukturelle und
ansiedlungspolitische Bedeutung des Forschungsflughafens Braunschweig bleibt jedoch auch
ohne direkte gesellschaftsrechtliche Beteiligung an der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg
GmbH im Fokus des Landes. Dies zeigt sich bspw. an der nach wie vor bestehenden
finanziellen Beteiligung Niedersachsens am geplanten Ausbau der Start- und Landebahn oder
der Einbindung des Landes / TU Braunschweig bei der Entwicklung des ,Niedersachsischen
Forschungszentrums fur Fahrzeugtechnik® (NFF) oder des Zentrums fur Luft- und
Raumfahrttechnik (ZLR) im Rahmen des ,Campus Forschungsflughafen®.

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat in seiner Sitzung am 15. April 2009 den Sachverhalt
beraten und der Gesellschafterversammlung empfohlen, entsprechend dem
Beschlussvorschlag zu beschliel3en.

Aus Sicht der Stadt Braunschweig sind keinerlei Nachteile zu erwarten. Mit der Volkswagen
AG Ubernimmt ein verlasslicher Partner die Anteile, sodass die weitere Entwicklung des
Forschungsflughafens und der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH nachhaltig
gesichert ist.

Gemal § 11 Buchstabe h) des Gesellschaftsvertrages der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg
GmbH bedarf die Abtretung von Geschaftsanteilen der Zustimmung der
Gesellschafterversammlung. Es ist mithin (nach Beratung im Finanz- und Personalausschuss)
eine Beschlussfassung im Verwaltungsausschuss erforderlich, um eine entsprechende
Anweisung an den Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung erteilen zu kénnen.



2.

l. V.

gez.

Auch die Stadt Braunschweig hat aus Griinden der o.g. Bedeutung des
Forschungsflughafens ein grundsatzliches Interesse an einer Erhéhung des stadtischen
Anteils, der jedoch mit einem entsprechend hdheren Zuschussanteil fur die Flughafen
Braunschweig-Wolfsburg GmbH verbunden ist. Daher wurde in Anbetracht der Haushaltslage
der Stadt zunachst davon abgesehen, die bisherigen Anteile des Landes oder einen Teil
hiervon zu erwerben.

Um fir die nachsten Jahre die strategische Méglichkeit eines Erwerbs weiterer Anteile
offenzuhalten und so den stadtischen Anteil an der Gesellschaft auf 50 % zu steigern, wurde
in Verhandlungen mit der Volkswagen-AG die als Anlage beigefugte Vereinbarung einer Kauf-
Option entwickelt. Hiernach bietet die Volkswagen-AG der Stadt 5 Jahre ab Vertragsabschluss
unwiderruflich an, 7,362 % (Stammkapitalanteil von 44.800,00 €) der Anteile an der Flughafen
Braunschweig-Wolfsburg GmbH fiir 1,- € zu erwerben (,Call-Option®). Eine Verpflichtung zur
Annahme besteht jedoch fir die Stadt Braunschweig nicht. Die Stadt Braunschweig
verpflichtet sich lediglich, den stadtischen Vertreter in der Gesellschafterversammlung der
Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH anzuweisen, seine Zustimmung zur Abtretung des
Gesellschaftsanteils des Landes Niedersachsen an die Volkswagen AG der Flughafen
Braunschweig-Wolfsburg GmbH zu erteilen (siehe Ziffer 1) sowie (nur im Falle der Annahme
der Option) keine weiteren Gesellschaftsanteile anderer Gesellschafter der Flughafen
Braunschweig-Wolfsburg GmbH zu erwerben, so dass die Stadt Braunschweig kunftig nicht
mehr als 50 % der Gesellschaftsanteile halten wird.

Lehmann
Erster Stadtrat
Anlage




Vereinbarung


zwischen


der Volkswagen AG,


vertreten durch den Vorstand


und 


der Stadt Braunschweig,

vertreten durch den Oberbürgermeister


Präambel

Das Land Niedersachsen beabsichtigt die Abtretung seiner Gesellschaftsanteile an der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH in Höhe von 17,784 % mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1. Januar 2009 an die Volkswagen AG zum Kaufpreis von 1,- €. 

Der Aufsichtsrat der Volkswagen AG hat am 21. November 2008 dem Erwerb der Landesanteile zugestimmt. Die Zustimmung des Niedersächsischen Landtags soll in der Sitzung am 12. Mai 2009 erfolgen. Ferner ist die Zustimmung der Gesellschafter-versammlung der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH erforderlich (§ 11 lit. h des Gesellschaftsvertrags). 

Dem grundsätzlichen Interesse der Stadt Braunschweig an einer Erhöhung des städtischen Gesellschaftsanteils auf maximal 50 Prozent wird mit dieser Vereinbarung Rechnung getragen, durch die die Volkswagen AG der Stadt Braunschweig eine Kaufoption auf einen Teil der vom Land Niedersachsen übernommenen Gesellschaftsanteile einräumt. 

Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien folgendes: 


§ 1 

(1) Die Volkswagen AG bietet der Stadt Braunschweig unwiderruflich für einen Zeitraum von fünf Jahren ab Vertragsschluss an, Gesellschaftsanteile an der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH in Höhe von 7,362 % (entspricht einem Stammkapitalanteil von 44.800,- €) zu einem Kaufpreis von 1,- € (in Worten: ein Euro) zu erwerben („call-option“). 

(2) Im Gegenzug verpflichtet sich die Stadt Braunschweig, die städtischen Vertreter in der Gesellschafterversammlung der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH anzuweisen, ihre Zustimmung zur Abtretung des Gesellschaftsanteils des Landes Niedersachsen an die Volkswagen AG der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH zu erteilen. 


§ 2

(1) Das Angebot nach § 1 Abs. 1 kann durch die Stadt Braunschweig mit Wirkung zum 1. Januar eines jeden Jahres, letztmalig jedoch mit Wirkung zum 1. Januar 2015, durch schriftliche Erklärung gegenüber der Volkswagen AG angenommen werden. Die Annahmeerklärung muss der Volkswagen AG innerhalb der Laufzeit der call-option zugehen. 

(2) Für den Fall der Annahme des Angebots verpflichtet sich die Volkswagen AG, ihre Zustimmung zur Übertragung der Gesellschaftsanteile an die Stadt Braunschweig in der Gesellschafterversammlung der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH gemäß § 11 lit. h des Gesellschaftsvertrags zu erteilen. Sofern die Stadt Braunschweig das Angebot mit Wirkung zum 1. Januar 2009 bzw. zum 1. Januar 2010 annimmt, wird die Volkswagen AG die ihr vom Land Niedersachsen gezahlten Betriebskostenzuschüsse für die Jahre 2009 und 2010 entsprechend anteilig an die Stadt Braunschweig auszahlen.   

(3) Für den Fall der Annahme des Angebots verpflichtet sich die Stadt Braunschweig, keine weiteren Gesellschaftsanteile anderer Gesellschafter der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH zu erwerben, so dass die Stadt Braunschweig künftig nie mehr als 50 % der Gesellschaftsanteile halten wird.


§ 3

(1) Gerichtsstand ist Braunschweig.


(2) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Abänderung des Schriftformerfordernisses. Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen.


(3) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. An die Stelle der unwirksamen Vertragsbestimmung tritt im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung die angemessene Regelung, die dem rechtlichen und wirtschaftlichen Willen der Vertragsparteien am nahesten kommt. Sofern die Vertragsauslegung aus Rechtsgründen ausscheidet, verpflichten sich die Vertragsschließenden, dementsprechend ergänzende Regelungen zu treffen. Die vorstehende Regelung gilt auch, wenn sich bei Durchführung oder in Auslegung des Vertrags eine ausfüllungsbedürftige Lücke ergibt.

Wolfsburg, den




                 Braunschweig, den

___________________________


       ________________________

Volkswagen AG 





       Stadt Braunschweig 

